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Private Verkehrsfläche

1. Die Stadtvertretung der Hansestadt Anklam hat am .......... gemäß § 2 Abs. 1 BauGB die Aufstellung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 "Solarpark Anklam-Stretense" beschlossen. Die ortsübliche 
Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist am ............. in der Zeitung "LokalFuchs" Ausgabe Nr. ..... und 
zusätzlich im Internet auf der Homepage der Hansestadt Anklam unter www.anklam.de erfolgt.

2. Die für die Raumordnung und Landesplanung zuständige Stelle ist gemäß § 17 LPlG M-V am ................. 
beteiligt worden.
 
3. Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 BauGB wurde vom .................. bis 
....................... durchgeführt.

4. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden 
gem. § 4 Abs. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am .................. unterrichtet und zur Abgabe einer Stellungnahme 
aufgefordert.

5. Die Stadtvertretung hat am .................. den Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 und die 
Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

6. Der Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und 
dem Text (Teil B), sowie die Begründung, die Umweltinformationen sowie wesentliche bereits vorliegende 
umweltbezogene Stellungnahmen haben in der Zeit vom .................. bis .................. während folgender Zeiten 
... (Tag,Stunden) nach § 3 Abs. 2 BauGB im Rathaus II der Hansestadt Anklam sowie in der Zeit vom ..... bis 
zum ..... durch Einstellung in das Internet unter www.anklam.de nach § 4a Abs. 4 BauGB öffentlich ausgelegen. 
Die öffentliche Auslegung wurde mit dem Hinweis, dass Stellungnahmen während  der Auslegungsfrist von allen 
Interessierten elektronisch, schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können, am ......... durch 
Abdruck in der Zeitung "LokalFuchs" Ausgabe Nr. ..... sowie vom ....... bis zum ....... im Internet auf der 
Homepage der Hansestadt Anklam unter www.anklam.de ortsüblich bekanntgemacht worden.

7. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein können, wurden 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB am .................. zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert.

8. Der katastermäßige Bestand am ……............... wird als richtig dargestellt bescheinigt. Hinsichtlich der 
lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass eine Prüfung nur grob erfolgte, da die 
rechtsverbindliche Flurkarte im Maßstab 1: ................ vorliegt. Regressansprüche können nicht abgeleitet 
werden.

9. Die Stadtvertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und sonstige 
Träger öffentlicher Belange am .................. geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

10. Die Stadtvertretung hat den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 1 bestehend aus der Planzeichnung 
(Teil A) und dem Text (Teil B) am .................. als Satzung beschlossen und die Begründung durch gebilligt.

11. Die Genehmigung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 wurde mit Verfügung der höheren 
Verwaltungsbehörde vom ...................., AZ .................. mit Nebenbestimmungen und Hinweisen erteilt.
Der vorhabenbezogene Bebauungsplan Nr. 1, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) 
sowie der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung über die Berücksichtigung der Umweltbelange 
wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen.

12. Der Beschluss des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 1 durch die Stadtvertretung und die 
Internetadresse der Stadt sowie die Stelle, bei der der Plan mit Begründung und der zusammenfassenden 
Erklärung auf Dauer während der Dienststunden von jedem eingesehen werden kann und über den Inhalt 
Auskunft zu erhalten ist, sind am ..................gemäß Hauptsatzung in der Zeitung "StadtZeitung Hansestadt 
Anklam" Nr. ...  und im Internet unter www.bauportal-mv.de sowie unter www.anklam.de veröffentlicht worden.
In der Veröffentlichung ist auf die Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln der Abwägung einschließlich der sich ergebenen Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die 
Möglichkeit, Entschädigungsansprüchen geltend zu machen und das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB) 
sowie auf die Bestimmungen des § 5 Abs. 5 Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 
hingewiesen worden.  

Die Satzung ist am ................................... in Kraft getreten.

  ..................................................................................................................

  (öffentl. bestellt. Vermessungsing.)

Jatznick, den ..............       Siegel

Anklam, den ..............       Siegel

.........................................................

(Bürgermeister)

Anklam, den ..............       Siegel

.........................................................

(Bürgermeister)

Anklam, den ..............       Siegel

.........................................................

(Bürgermeister)

Anklam, den ..............       Siegel

.........................................................

(Bürgermeister)

TEIL A  PLANZEICHNUNG     M. 1 : 2 000
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Erhaltung von Bäumen § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB

7. Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur
und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a, b und § 9 Abs. 1a BauGB)

4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 11 BauGB)

ZEICHENERKLÄRUNG / FESTSETZUNGEN

Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
- Photovoltaik-Freiflächenanlage -

Öffentliche Straßenverkehrsfläche

SO

Grundflächenzahl 0,75

§ 11 BauNVO

§ 19 Abs.1 BauNVO

Baugrenzen § 23 BauNVO

Straßenbegrenzungslinie

Ein- und Ausfahrt

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9  Abs.1 Nr. 1 BauGB)

I Festsetzungen

Umgrenzung von Flächen für die Erhaltung von Bäumen, § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

Flächen für Wald § 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB

6. Flächen für die Landwirtschaft und Wald (§ 9 Abs. 1 Nr. 18 BauGB)
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I. Zulässigkeit von Vorhaben gemäß § 12 Abs. 3a BauGB

TF 1 Bedingtes Baurecht

TF1.1 Im Rahmen der allgemeinen festgesetzten Nutzung sind im Bereich des Vorhaben- und
Erschließungsplans nur solche Vorhaben zulässig, zu deren Durchführung sich der Vorhabenträger im 
Durchführungsvertrag verpflichtet. Änderungen des Durchführungsvertrags oder der Abschlusseines 
neuen Durchführungsvertrags sind zulässig.

TF1.2 Der Vorhaben- und Erschließungsplan ist Grundlage des vorhabenbezogenen Bebauungsplans.

TF1.3 Es gelten die Reglungen der BauNVO 2021 - Baunutzungsverordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist.
(Rechtsgrundlage § 12 Abs. 3 Satz 1, § 12 Abs. 3a i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB)

II. Art der baulichen Nutzung 

TF 2 Zulässige Nutzung im den sonstigen Sondergebieten SO1-SO5 "Photovoltaik-Freiflächenanlage"

TF2.1 Die sonstigen Sondergebiete (SO1-SO5) "Photovoltaik-Freiflächenanlage" dienen vorwiegend der 
Errichtung und dem Betrieb von Photovoltaik-Modulen zur Nutzung von Sonnenenergie sowie der 
dazugehörigen Nebenanlagen und technischen Einrichtungen.

TF2.2 Innerhalb der sonstigen Sondergebiete SO1-SO5 "Photovoltaik-Freiflächenanlage" sind allgemein 
zulässig:

a.) Photovoltaikmodule einschließlich ihrer Befestigung auf und in dem Erdboden;
b.) technische Einrichtungen und Anlagen zum Betrieb der Photovoltaikmodule, z.B.

Wechselrichter, Übergabestationen;
c.) Einrichtungen und Anlagen für Wartung, Instandhaltung, Service und Pflege des  Solarparks;
d.) oberirdische und unterirdische Versorgungsanlagen und -leitungen sowie 

Entsorgungsanlagen und -leitungen;
e.) die für die Erschließung und Wartung des Gebietes erforderlichen befahrbaren Wege,

Stellplätze und Wartungsflächen;
f.) Anlagen zur technischen Überwachung und der Sicherheitsüberwachung der Photovoltaikanlage;
g.) Einfriedungen durch Zaunanlagen mit Toren,
h.) sonstige Anlagen und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO.

TF2.3 Eine Weidenutzung ist zulässig, sofern sie die Nutzung des Solarparks nicht beeinträchtigt.
(Rechtsgrundlage: § 12 BauGB; i.V.m. § 11 Abs. 2 und § 14 BauNVO)

III. Maß der baulichen Nutzung

TF 3 Zulässige Grundfläche

Abweichend von § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO ist eine Überschreitung der festgesetzten zulässigen
Grundfläche durch Anlagen gemäß § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO ausgeschlossen.
(Rechtsgrundlage: § 12 BauGB i.V.m. § 19 BauNVO)

TF 4 Zulässige Höhe baulicher Anlagen

TF4.1 Die zulässige Höhe der Oberkante baulicher Anlagen beträgt:

TF4.2 Die Unterkante der Photovoltaikmodule müssen einen Abstand von mindestens 0,8 m zur
natürlichen Geländeoberfläche aufweisen

TF4.3 Bezugspunkt für die in TF 4.1 festgesetzten Höhen ist die natürliche Geländeoberfläche in Meter
über Normalhöhennull (NHN) des amtlichen Höhenbezugssystems DHHN 2016. Höhenmäßige
Veränderungen der Geländeoberfläche sind auszuschließen.
(Rechtsgrundlage: § 12 BauGB i.V.m. § 18 BauNVO)

IV. Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 

TF 5 Maßnahmen zum Schutz, Vermeidung und Minimierung 

TF5.1 Zur Vermeidung der Kontamination von Boden und Wasser sind Baustoffe, Restbaustoffe, Betriebs- 
stoffe und Abfälle gemäß der gesetzlichen Bestimmungen des Gewässer-/Bodenschutzes sorgfältig zu 
nutzen, zu lagern und zu entsorgen. Die Baufahrzeuge nur auf speziell dafür vorgesehenen Flächen zu 
betanken, wobei auszuschließen ist, dass wassergefährdende Stoffe in den Boden und das Grund- 
wasser gelangen. (V01)

TF5.2 Bei den Arbeiten zur Errichtung der Anlage kann es zur Beeinträchtigung potentiell vorhandener Brut- 
vögel kommen. Um dies auszuschließen, muss der Baubeginn außerhalb der Brutzeit der Bodenbrüter 
(April – August), d.h. zwischen September und März erfolgen. (V02)

TF5.3 Bei einem Baubeginn nach dem 1. März sind zur Vermeidung der Ansiedlung von Bodenbrütern ent- 
sprechende Vergrämungsmaßnahmen durchzuführen. Dies erfolgt entweder durch das mindestens 2x 
wöchentliche Befahren der gesamten Fläche oder durch das Aufstellen von ca. 2 m hohen Stangen mit 
daran befestigten Flatterbändern in einem Raster von 20 x 20 m.
Östlich der Bundesstraße sind die Arbeiten zur Vermeidung von Beeinträchtigungen auf den Schrei- 
adler nur im Zeitraum Oktober – März durchzuführen. (V03)

TF5.4 Des Weiteren kann es durch die Arbeiten zu Störungen von wandernden Amphibien kommen. Durch den 
Verzicht auf eine Nachtbautätigkeit und Herstellung von Baugruben und Gräben während der Wan- 
derzeit der Amphibien können erhebliche Beeinträchtigungen vermieden werden. Das Anlegen von 
Kabelgräben und Baugruben ist so abzustimmen, dass diese nicht länger als unbedingt notwendig offen 
bleiben. Offene Gräben sind täglich, besonders vor dem Verfüllen, von hineingefallenen Kleintieren zu 
beräumen. Die Tiere sind an sicheren und störungsfreien Orten wie z.B. an Gewässerrändern oder im 
Schatten von Feldgehölzen wieder freizusetzen.
Die Arbeiten für die Herstellung der Anlage ist der landwirtschaftlichen Bodenbearbeitung gleich zu 
stellen. (V04)

TF5.5 Das Anlegen von Kabelgräben und Baugruben ist so abzustimmen, dass diese nicht länger als 
unbedingt notwendig offenbleiben. Offene Gräben sind täglich, besonders aber vor dem Verschluss, von 
hinein gefallenen Kleintieren (z.B. Frösche, Kröten, Eidechsen und Kleinsäuger) zu beräumen. Die Tiere 
sind an sicheren und störungsfreien Orten wie z.B. an Gewässerrändern oder im Schatten von 
Feldgehölzen wieder freizusetzen. (V05)

TF5.6 Um die Durchlässigkeit der Einzäunung für Kleinsäuger zu gewährleisten ist bei der Einfriedung der 
Baugebietsflächen ein Abstand zwischen Bodenoberkante und Unterkante Zaun von mindestens 20 cm 
einzuhalten. (V06)

TF5.7 Zur Vermeidung von negativen Auswirkungen auf nachtschwärmende Insekten und zur Vermeidung 
einer optischen Fernwirkung bei Nacht ist keine dauerhafte Beleuchtung der Anlage vorzusehen. (V07)

TF 6 Erhaltung von vorhandenen Grünstrukturen

In den Flächen zur Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sind die 
vorhandenen Bäume, Sträucher und sonstigen Bepflanzungen zu pflegen und bei Abgang artengleich zu 
ersetzen. Dieses gilt auch für zuerhaltende Einzelbäume.
(Rechtsgrundlage: § 12 BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

TF 7 Kompensationsmaßnahmen

Auf den in der Planzeichnung festgesetzten Flächen M01 bis M29 sollen Ausgleichsmaßnahmen im 
Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB durchgeführt werden. 

TF 7.1 Umwandlung von Acker in extensive Mähwiesen (2.31 HzE)

Im Umfeld von Söllen, Feldgehölzen bzw. Waldflächen sowie zur Verbesserung des Nahrungshabitats 
des Schreiadlers sind Ackerflächen in extensive Mähwiesen umzuwandeln.
Die umzuwandelnden Flächen dienen als Puffer zu den geschützten Biotopen (Sölle, Feldgehölze, 
Wälder) sowie bei der Maßnahme M 29 zur Förderung des Schreiadlers.
Die Ersteinrichtung der Pufferflächen kann durch Selbstbegrünung erfolgen. Im 1. – 5. Jahr sind die 
Flächen zwischen dem 1. Juli und dem 30. Oktober zweimal zu mähen und das Mähgut abzufahren. 
Dies dient der Aushagerung der Flächen. Für die Unterhaltungspflege (ab dem 6. Jahr) wird die Mahd 
nach dem 1. Juli mit Abfuhr des Mähgutes festgesetzt. Die Flächen sind höchstens einmal jährlich aber 
mindestens alle 3 Jahre zu mähen.

Für die Flächen ist ein für den Standort abgestimmter Pflegeplan zu erarbeiten.
Nach der Einsaat mit Regio-Saatgut für ein artenreiches Grünland ist die „erste Mahd in der ersten 
Junihälfte und die zweite in einem Zeitraum Mitte Juli bis Ende August durchzuführen. Für die hier 
diskutierte Fläche östlich Stretenses gilt zudem zu berücksichtigen, dass die Kompensationsfläche 
keinesfalls zeitgleich mit den im Umfeld liegenden Grünlandflachen gemäht werden sollte, um so für die 
Beutegreifer den Zeitraum der Verfügbarkeit ihrer Nahrung zu strecken.

In ... wird für Flächen > 10 ha empfohlen, eine Staffelmahd dieser Flächen auszuführen, wobei je nach 
Anzahl der Teilflächen ein zeitlicher Abstand von 1 - 2 Wochen einzuhalten ist. Eine Staffelmahd ist für 
die Fläche östlich Stretenses in Betracht zu ziehen.“ DR. G. SCHMITT (2023)
Für weitere Pflegehinweise s. „Kommentar und Empfehlungen zur Schreiadlergerechten Umwandlung 
einer bislang ackerbaulich genutzten Fläche zur Kompensation des Flächenbedarfs durch den 
potenziellen Solarpark „Stretense“ von DR. G. SCHMITT.
(Rechtsgrundlage: § 12 BauGB, § 9 Abs. 1a BauGB)

TF 8 Betriebssdauer

TF8.1 Die unter TF 2.1, 2.2 und 2.3 zulässigen sonstigen Nutzungen sind bis zum 31.12.2057 befristet.

TF8.2 Bis zum 31.12.2057 sind die innerhalb der sonstigen Sondergebiete "Photovoltaik-Freiflächenanlage" 
vorhandenen baulichen Anlagen vollständig zu entfernen.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 2 Nr. 1  BauGB)

V. Nachrichtliche Übernahme (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Bodendenkmale (§ 2 Abs. 5 DSchG M-V) 

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind Bodendenkmale BD bekannt, die durch die Maßnahmen 
berührt werden. Die geschützten Bodendenkmale wurden nachrichtlich in den Bebauungsplan 
übernommen und sind zu beachten.
Für den Fall, dass durch Bauarbeiten in diese Bodendenkmale eingegriffen werden muss, ist eine 
Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde gemäß §7 Abs. 1 DSchG M-V erforderlich. Der 
Antrag auf denkmalrechtliche Genehmigung ist bei der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises 
Vorpommern-Greifswald einzureichen. 
Vor Beginn jeglicher Erdarbeiten muss die fachgerechte Bergung und Dokumentation der 
gekennzeichneten Bodendenkmale sichergestellt werden. Die Kosten für diese Maßnahme trägt der 
Verursacher des Eingriffs gemäß §6 Abs. 5 DSchG M-V. Über die in Aussicht genommenen 
Maßnahmen zur Bergung und Dokumentation des Bodendenkmals ist das Landesamt für Kultur und 
Denkmalpflege rechtzeitig vor Beginn der Erdarbeiten zu unterrichten.

VI. Hinweise ohne Normcharakter

1. Artenschutz nach Bundesrecht

Auf die Anwendung der unmittelbar geltenden artenschutzrechtlichen Regelungen des Gesetzes 
über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29.07.2009 
(BGBI. 1 S. 2542) in der jeweils geltenden Fassung. Insbesondere auf die Vorschriften für besonders 
geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten nach §§ 44 ff., und der Verordnung zum 
Schutz wild lebender Tier- und Pflanzenarten (Bundesartenschutzverordnung - BArtSchV) vom 
16.02.2005 (BGBI. 1 S. 258 [896]) wird hingewiesen.

4. Kartengrundlage

Die Planunterlage ist von dem Büro „Haff Vermessung“, Öffentlich bestellte Vermessungsingenieurin M. 
Eng. Kathi Schwarzkopp, Jatznick, erstellt worden (Stand: 07.02.2023).

5. Städtebaulicher Vertrag

Zu diesem Bebauungsplan gehört ein Durchführungsvertrag nach § 12 BauGB.

3. Kampfmittelbelastung

Aus den mir vorliegenden Daten des Kampfmittelkatasters des Landes geht hervor, dass für das Gebiet 
gemäß Bebauungsplan Daten erfasst sind. Das ausgewiesene Planungsgebiet ist teilweise mit 
Kampfmitteln belastet. Folgende Flächen sind im Kampfmittelkataster M-V des 
Munitionsbergungsdienstes M-V (MBD M-V) erfasst:

Aus diesem Grunde sind Tiefbauarbeiten mit entsprechender Vorsicht durchzuführen. Sollten bei diesen 
Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden werden, ist aus 
Sicherheitsgründen die Arbeit an der Fundstelle und der unmittelbaren Umgebung sofort einzustellen 
und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. Nötigenfalls ist die Polizei und ggf. die 
örtliche Ordnungsbehörde hinzuzuziehen. Wer Kampfmittel entdeckt ist verpflichtet, dies unverzüglich 
der örtlichen Ordnungsbehörde anzuzeigen.

TF5.9 Die Flächen unter und zwischen den Modultischen der Photovoltaikanlage sind als extensive 
Grünflächen zu erhalten und durch max. zweimalige Mahd im Jahr (frühester Mahdtermin ist der 01. Juli) 
oder durch Beweidung zu pflegen. Pflegeumbrüche, Nachsaatmaßnahmen und der Einsatz von 
Pflanzenschutz- und Düngemitteln sind unzulässig. Durch die Extensivierung der Grünflächen im 
Bereich der Photovoltaikanlage wird sich die Habitatqualität für viele Arten verbessern.
(Rechtsgrundlage: § 12 BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

2. Bodenschutz

Der Grundstückseigentümer und der Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein Grundstück sowie die 
weiteren in §4 Abs. 3 und 6 des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) genannten Personen sind 
verpflichtet, konkrete Anhaltspunkte dafür, dass eine schädliche Bodenveränderung oder Altlast vorliegt, 
unverzüglich der zuständigen unteren Bodenschutzbehörde mitzuteilen. Diese Pflicht gilt bei 
Baumaßnahmen, Baugrunduntersuchungen oder ähnlichen Einwirkungen auf den Boden und den 
Untergrund zusätzlich für die Bauherren und die von ihnen mit der Durchführung dieser Tätigkeiten 
Bauftragten, Schadensgutachter, Sachverständige oder Untersuchungsstellen.
Bei allen Maßnahmen ist Vorsorge zu treffen, dass schädliche Bodenveränderungen, welche eine 
Verschmutzung, unnötige Vermischung oder Veränderung des Bodens, Verlust von Oberboden, 
Verdichtung oder Erosion hervorrufen können, vermieden werden.
Sollte bei den Baumaßnahmen verunreinigter Boden oder Altablagerungen (Hausmüll, gewerbliche 
Abfälle, Bauschutt etc.) angetroffen werden, so sind diese Abfälle vom Abfallbesitzer bzw. vom 
Grundstückseigentümer einer ordnungsgemäßen Entsorgung zuzuführen. Diese Abfälle dürfen nicht zur 
erneuten Bodenverfüllung genutzt werden.
Soweit weiterhin im Rahmen von Baumaßnahmen Überschussböden anfallen bzw. Bodenmaterial auf 
dem Grundstück auf- oder eingebracht werden soll, haben die nach § 7 BBodSchG Pflichtigen Vorsorge 
gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen. Die Forderungen der §§ 10 bis 12 
Bundes- Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12.07.1999 (BGBl. I S.1554) sind zu 
beachten.

Gemarkung Flur Flurstück
Stretense 1 2/2, 6/2

Stretense 2 2/2, 9/2

PHOTOVOLTAIK - FREIFLÄCHENANLAGE
0,75

SO 
1

SO 
5

TF 9 Folgenutzung

TF9.1 Als Folgenutzung werden für die sonstigen Sondergebiete "Photovoltaik-Freiflächenanlage" und für die 
Maßnahmenflächen M01, M02, M04, M06, M09, M14, M18, M19, M21, M23, M24, M25, M27, M28, M29 
Flächen für die Landwirtschaft festgesetzt.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 2 Nr. 1  BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 18a BauGB)

TF9.2 Als Folgenutzung werden für die Maßnahmenflächen M03, M05, M07, M08, M10, M11, M12, M13, M15, 
M16, M17, M20, M22, M26 Flächen für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen festgesetzt.
(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 2 Nr. 1  BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB
zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft § 9Abs. 1 a BauGB

20m Abstand zu gesetzl. geschützen

Biotopen § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V
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Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 
2017 (BGBI. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 2023 I Nr. 
394) geändert worden ist und nach § 86 der Landesbauordnung (LBauO M-V) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2015, zuletzt geändert durch das Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBI. M-V S. 
1033), sowie durch den Vorhaben- und Erschließungsplan gemäß § 12 Abs. 3 Satz 1 BauGB, wird nach 
Beschlussfassung durch die Hansestadt Anklam vom .......... folgende Satzung über den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 1 "Solarpark Anklam-Stretense" für das Gebiet: nördlich und östlich des Siedlungsbereiches 
Stretense, entlang der Bundesstraße B 197, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), 
erlassen:
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Anlage eines Pufferstreifens von 20 m Breite zur Strauchhecke und um ein Soll im SO 1.M01, M02,
M04, M06

Anlage eines 30 m breiten Pufferstreifens zum Feldgehölz und zwischen SO 1 und SO 2.M09
Anlage eines 30 m breiten Pufferstreifens zum Feldgehölz im SO 3.M14, M18
Anlage eines 30 m breiten Pufferstreifens zum Feldgehölz im SO 4 sowie zu den 
Baumhecken und zum Wald im Bereich des SO 5.

M19, M21,
M28

Anlage eines Pufferstreifens von 20 m Breite um ein Soll im SO 5.M23, M24,
M25, M27

Umwandlung von Acker in Grünland.M29

TF 7.2 Anpflanzung von Feldhecken (2.21 HzE)

Die Pflanzung der Hecken erfolgt auf den Ackerflächen unmittelbar westlich des Grabens der B 197 (im 
SO 1 und SO 2) bzw. unmittelbar östlich der Neuanpflanzung einer Baumreihe neben dem Radweg (im 
SO 3, SO 5) als 3-reihige Hecke mit einzelnen großkronigen Bäumen als Überhälter in Abständen von 
15 – 20 m (Qualität: verpflanzter Strauch, 3 Triebe, 60 – 100 cm Höhe, bzw. Hochstamm, Stammumfang 
12-14 cm, 3 x verpflanzt). Es sind standortheimische Gehölzarten aus gebietseigenen Herkünften zu 
pflanzen, zu pflegen und bei Abgang artengleich zu ersetzen. Es sind mindestens fünf Strauch- und zwei 
Baumarten aus folgender Liste zu verwenden:

Sträucher: Bäume:
• Gewöhnliche Felsenbirne (Amelanchier ovalis) • Bergahorn (Acer pseudoplatanus)
• Hasel (Corylus avellana) • Spitzahorn (Acer platanoides)
• Hundsrose (Rosa canina)
• Kornelkirsche (Cornus mas)
• Liguster (Ligustrum vulgare)
• Schlehe (Prunus spinosa)

Die Pflanzabstände betragen in der Reihe 1 m und zwischen den Reihen 1,5 m. Die Fläche ist mittels 
eines Wildschutzzaunes vor Wildverbiss zu schützen und eine Fertigstellungs- und Entwicklungspflege 
(insgesamt 3 Jahre) durchzuführen (weitere Anforderungen zur Pflege s. HzE, Maßnahme 2.21: Anlage 
von Feldhecken).

Für die Feldhecken sind folgende Pflegemaßnahmen durchzuführen:
- Pflege der Gehölze durch 1-2malige Mahd je nach Standort und Vergrasung über einen 
Zeitraum von 5 Jahren
- Nachpflanzen der Bäume bei Ausfall, bei Sträuchern bei mehr als 10 % Ausfall
- bedarfsweise Bewässerung und Instandsetzung der Schutzeinrichtungen
- Verankerung der Bäume nach dem 5. Standjahr entfernen
- Abbau der Schutzeinrichtungen bei gesicherter Kultur, frühestens nach 5 Jahren

  Des Weiteren sind folgende Vorgaben zur Unterhaltungspflege zu berücksichtigen:
- Pflegemaßnahmen des Strauchsaumes beschränken sich auf seitliche Schnittmaßnahmen, um 
ein weiteres Ausbreiten zu verhindern - kein Auf-den-Stock-Setzen

Im Bereich SO 1 und SO 2 ist auf der westlichen Seite der Heckenpflanzung (Breite insgesamt 7 m mit 
beidseitigem Saum von 2 m bis zur 3-reihigen Strauchpflanzung) ein 3 m (bis max. 10 m) breiter Kraut- 
saum durch Selbstbegrünung zu errichten (weitere Anforderungen zur Pflege s. HzE, Maßnahmen- 
variante 2.22: Anlage von Feldhecken mit vorgelagertem Krautsaum).
(Rechtsgrundlage: § 12 BauGB, § 9 Abs. 1a BauGB)

Anpflanzung einer 7 m breiten Hecke westlich der B 197 im SO 1.M03, M05,
M07

Anpflanzung einer 7-8 m breiten Hecke westlich der B 197 im SO 1.M08
Anpflanzung einer 7 m breiten Hecke westlich der B 197 im SO 2.M10, M11,

M12
Anpflanzung einer 7 m breiten Hecke östlich der B 197 im SO 2.M13, M15,

M16, M17
Anpflanzung einer 7 m breiten Hecke östlich der B 197 im SO 2.M20, M22,

M26

unterirdische Leitung (hier: Trinkwasserleitung) § 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB

5. Hauptversorgungsleitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

S gesetzlich geschütztes Biotop (hier: Soll) § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V

Flurstücksgrenzen

Flurstücksnummern                                                     9

Bemaßung, alle Angaben in Meter10

FlurnummerFlur 1

IV Darstellung ohne Normcharakter

GemarkungStretense

Flächenbezeichnung der Teilgebiete des sonstigen SondergebietesSO 
1

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten i.S.d. Naturschutzrechts 

Schutzgebiete und Schutzobjekte 

III Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Flächenbezeichnung der Teilgebiete für Maßnahmen

Nutzungsschablone

Fahrbahnaußenkante der Bundesstraße B 197

Teilfläche der sonstigen Sondergebiete

Zweckbestimmung der Gebiete 

Grundflächenzahl

M19

BD
Bodendenkmale § 2 Abs. 5 DSchG M-V

Höhenlinie, alle Angaben in Meter über NHN (Normalhöhennull)
des amtlichen Höhenbezugssystems DHHN 2016

Böschung

Laubbaum

Bestandsbebauung

H gesetzlich geschütztes Biotop § 20 Abs. 1 NatSchAG M-V
(hier: Strauchhecke mit Überschirmung)

Flurgrenzen

Gemarkungsgrenzen

12.50

 Zulässige bauliche Anlagen gemäß TF 2.1, Buchstabe

 c) Einrichtungen und Anlagen für Wartung, Instandhaltung, Service und Pflege   
des Solarparks;

 f) Anlagen zur technischen Überwachung und der Sicherheitsüberwachung des       
Solarparks; 

 g) Einfriedungen durch Zaunanlagen mit Toren;
 h) sonstige Anlagen und Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie
     weitere Anlagen, sofern nicht von den Buchstaben a), b), c), f), g) erfasst.

3,5 m

3,5 m

7,0 m

2,2 m

3,5 m

Maximale Höhe
(OKmax)

 a) Photovoltaikmodule einschließlich ihrer Befestigung;
 b) technische Einrichtungen und Anlagen zum Betrieb der Photovoltaikmodule,
      z.B. Wechselrichter, Übergabestationen;

2,6 m

TF5.8 Die Grünfläche zwischen SO 1 und SO 2 ist nur außerhalb des Zeitraums 15. März – 15. August unter 
Beseitigung des Mahdgutes zu mähen.
(Rechtsgrundlage: § 12 BauGB, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

M30
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